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Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (Erbrecht); Vernehmlas-

sung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 sind die Kantonsregierungen eingeladen worden, zu rubrizierter 

Gesetzesänderung Stellung zu nehmen. Wir danken dafür und nehmen die Gelegenheit gerne wahr. 

Die Harmonisierung des schweizerischen internationalen Erbrechts (Bundesgesetz über das Interna-

tionale Privatrecht [IPRG]) mit der Europäischen Erbrechtsverordnung (EuErbVO) zwecks Verhinde-

rung sich widersprechender Entscheidungen wird begrüsst. Das Ziel einer verbesserten Koordination 

der Zuständigkeits- und Anerkennungsregeln ist zu unterstützen. Als Minimum ist anzustreben, dass 

die mit einer Erbschaft befassten Behörden verschiedener Staaten nach Möglichkeit dasselbe mate-

rielle Recht anwenden. Kompetenzkonflikte sollen – wenn immer möglich – vermieden werden. Auch 

weiteren Änderungs-, Ergänzungs- oder Klarstellungsbedürfnissen soll Rechnung getragen werden, 

die sich seit Inkrafttreten des IPRG in Rechtsprechung und Lehre ergeben haben. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.  

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Alex Hürzeler 

Landammann 

Vincenza Trivigno 

Staatsschreiberin 

Kopie 

• ipr@bj.admin.ch 



Appenzell Ausserrhoden 	 Regierungsrat 	 Regierungsgebäude 
V R 	 9102 Herisau  

Tel.  +41 71 353 61 11 
Fax +41 71 353 68 64 
kantonskanzlei@ar.ch  
www.ar.ch  

Regierungsrat  9102 Herisau 	
Dr. jur. Roger Nobs 
Ratschreiber 

Eidg.  Justiz- und Polizeidepartement 	 Tel. +41 71 353 63 51 
3003 Bern 	 rager.nobs@ar.ch  

Herisau, 25. Mai 2018 

Eidg. Vernehmlassung: Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht 

(Erbrecht); Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Justiz- und Poli-

zeidepartement (EJPD) eingeladen, zu einer Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privat-

recht (Erbrecht) bis zum 31. Mai 2018 Stellung zu nehmen. 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Die Ausführungen im erläuternden Bericht sind nachvollziehbar. Der Regierungsrat kann diesen Überlegungen 

und der Vernehmlassungsvorlage zustimmen. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

im Auftrag des Regierungsrates  

Roger Nobs,  Ratschreiber 

Seite 111 



arkus Dörig 

1  KANTON 2  APPENZELL INNERRHODEN 

Landammann und Standeskommission 

Sekretariat Ratskanzlei 
Marktgasse 2 
9050 Appenzell 

Telefon +41 71 788 93 24 
Telefax +41 71 788 93 39 

michaelainauenOrk.ai.ch  
www.ai.ch  

Appenzell, 11. Mai 2018 

Ratskanzlei, Marktgasse 2, 9050 Appenzell 

Bundesamt für Justiz 
Bundesrain 20 
3003 Bern 

Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG, Bereich 
Erbrecht) 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur 
Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG, Bereich Erbrecht) 
zukommen lassen. 

Die Standeskommission hat die Vorlage geprüft und begrüsst sie. Indem das schweizerische 
internationale Erbrecht teilweise mit der Europäischen Erbrechtsverordnung (EuErbV0) 
harmonisiert werden soll, werden widersprechende Entscheide aus verschiedenen Ländern 
weitest möglich vermieden. Dies dient dem Rechtsfrieden und der Planungssicherheit der 
direkt betroffenen Personen. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der atscheiber: 

Zur Kenntnis an: 
- jprObj.admin.ch  
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse 2, 9050 Appenzell 
- Ständerat Ivo Bischof berger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg 
- Nationalrat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 

Al 013.12-123.11-267475 1-1 



Der Regierungsrat 

des Kantons Bern 

Le Conseil-executif 

du canton de Berne 
Eidg. Justiz- und l 

Polizeidepartement i 
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i 
2 5. Mai 2018 ' 
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Postgasse 68 
Postfach 
3000 Bern 8 
www.rr.be.ch 
info.regierungsrat@sta.be.ch 

Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 

Per E-Mail (ipr@bj.ad min. eh) 

23. Mai 2018 

RRB-Nr.: 
Direktion 
Unser Zeichen 
Ihr Zeichen 
Klassifizierung 

568/2018 
Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 
11.36-18.8 SHM 

Nicht klassifiziert 

Vernehmlassung des Bundes: Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale 
Privatrecht (Erbrecht). 
Stellungnahme des Kantons Bern 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur erwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können. 
Der Kanton Bern möchte dazu folgende Bemerkungen anbringen: 

Die uns zur Vernehmlassung zugestellte Revisionsvorlage betrifft das 6. Kapitel des Bundes­ 
gesetzes über das Internationale Privatrecht, welches die Zuständigkeit der schweizerischen 
Behörden und das von ihnen anzuwendende Recht in grenzüberschreitenden Erbfällen sowie 
die Anerkennung von ausländischen, einen Nachlass betreffenden Rechtsakten regelt. Das 
Hauptziel der Gesetzesrevision ist die teilweise Harmonisierung des schweizerischen interna­ 
tionalen Erbrechts mit der am 16. August 2012 in Kraft getretenen Verordnung (EU) 
Nr. 650/2012 (Europäische Erbrechtsverordnung, EuErbVO), welche die analogen Gegen­ 
stände in Bezug auf ihre Mitgliedstaaten regelt. Das damit verfolgte Ziel, sich widersprechen­ 
de Entscheidungen zu verhindern, wird ausdrücklich begrüsst. 

Der Koordinationsbedarf wird im Bericht des Bundesrates anschaulich ausgewiesen; inhaltlich 
ist die weitgehend technische Materie vom willkommenen Bestreben getragen, die Schweiz 
hinsichtlich grenzüberschreitender Erbstreitigkeiten in den europäischen Rechtsraum einzu­ 
binden. 

<D 
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Der Regierungsrat des Kantons Bern 

Ausdrücklich zu begrüssen ist sodann das Anstreben einer praxisfreundlichen Regelung: So 
soll den schweizerischen Behörden im Zusammenhang mit ihrer Auffangzuständigkeit zu 
Recht ein gewisser Ermessensspielraum gewährt werden. Wichtig erscheint weiter, dass der 
bundesrätliche Vorschlag nicht zu einer Verschlechterung der Stellung der Auslandschweizer 
und -schweizerinnen führt. Ihre Rechtslage wird im Gegenteil gar verbessert, indem ihnen 
mehr Privatautonomie zugestanden wird. 

Aus Sicht der Praxis ist schliesslich darauf hinzuweisen, dass im Nachgang zur Revision auch 
die Aufhebung des praktisch bedeutsamsten Staatsvertrags mit dem Nachbarland Italien, der 
den Bestimmungen des IPRG vorgeht, angestrebt werden sollte. Denn dieser Vertrag enthält 
wesentliche Abweichungen sowohl von der Regelung des IPRG als auch von derjenigen der 
EuErbVO. Es wäre ein erheblicher Schönheitsfehler, wenn ein wichtiges Nachbarland auf­ 
grund eines über hundertjährigen Staatsvertrags vom einheitlichen Rechtsraum in grenzüber­ 
schreitenden Erbsachen ausgeschlossen wäre. 

zusammenfassend spricht aus Sicht des Kantons Bern, insbesondere der bernischen Zivilge­ 
richtsbarkeit, nichts gegen die geplante Revision; sie ist im Gegenteil zu begrüssen. 

Der Regierungsrat dankt Ihnen für die Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrates 

Der Präsident Der Staatsschreiber 

1 
Bernhard Pulver 

;(_ ~ 
Christoph Auer 

Verteiler: Justizleitung 
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Nicht klassifiziert 

Seite 2 von 2 



BASEL
LAN DSC HAFT
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nLandeskanzlei

Rathäusstrasse 2
4410 Liestal
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REGIERUNGSRAT

Reqierunosrat BL. Rath?usskasse 2. 4410 Liestal

Eidgenössisches
Justiz- und Polizeideirartement
Bern

Per E-Mail an:
ipr@bi.admin.ch

Liestal, 29. Mai 2018

Vernehmlassung
zum Entwurf einer Anderung des Bundesgesetzes über das Internationate Privatrecht (Erb.
recht)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Wir danken lhnen für die Einladung zur Meinungsäusserung und teilen mit, dass wir das vorge-
schlagene Gesetzesvorhaben unterstützen. Auch aus unserer Sicht macht es Sinn, die schweize-
rischen Regelungen über die zuständige Behörde, über das anzuwendende Recht und über die
Anerkennung von ausländischen Rechtsakten besser mit den europäischen Zuständigkeits- und
Anerkennungsregeln zu koordinieren, und dass die mit einer Erbschaft befassten Behörden ver-
schiedener Staaten möglichst dasselbe materielle Recht anwenden sollen. Auf diese Weise kön-
nen widersprechende Entscheidungen in grenzüberschreitenden Erbfällen vermieden werden.
Dieses Revisionsziel wird von uns sehr befünruortet, zumal auch unsere kantonalen Erbschaftsbe-
hörden zunehmend mit internationalen Kompetenzkonflikten konfrontiert sind.

Hochachtungsvoll

w
Nic Kaufmann
2. Landschreiber

l^
Dr. Sabine Pegoraro
Reg ierungspräsidenti n







' 
Conseil d'Etat CE 
Staatsrat SR 

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg 
ETAT DE FRIBOURG 

STAAT FREIBURG T+41263051040,F+41263051048 
www.fr.ch/ce 

Conseil d'Etat 

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg 

Madame la Conseillere federale 
Simonetta Sommaruga 
Cheffe du Departement federal de justice et police 
Palais federal ouest 
3003 Beme 

Eidg. Justiz- und 
Polizeidepartement 

2 5. Mai 2018 

.,;(f:, ------- 

Document PDF et Word a: 
ipr(c/),bj .admin.ch 

Fribourg, le 23 mai 2018 

Modification de la loi federale sur le droit international prive (successions) 

Madame la Conseillere federale, 

Nous nous referons a Ja consultation susmentionnee et avons l'avantage de vous communiquer 
notre prise de position. 

Nous n'avons aucune remarque a formuler sur l'avant-projet de revision du chapitre 6 de la loi 
federale du 18 decembre 1987 sur le droit international prive et nous nous y rallions. 

Nous vous remercions de nous avoir donne la possibilite de prendre position au sujet de l 'objet cite 
en titre et vous prions de croire, Madame la Conseillere federale, a l'assurance de notre 
consideration distinguee. 

Au nom du Conseil d'Etat: 

u,,.I 
o/org/s~ 
President 

Danielle Gagnaux-Morel 
Chanceliere d'Etat 







kanton Slarus ffi

Telefon 055 646 60 11112115
E-Mail : staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch

Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgenössisches Justiz- und
Polizeidepartement
3003 Bern

Glarus, 22. Mai 2018
Unsere Ref:2018-36

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privat-
recht (Erbrecht)

Hochgeachtete Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie gaben uns in eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Da-
für danken wir und teilen lhnen mit, dass wir zur Vorlage keine Bemerkungen bzw, Ergän-
zungen anzubringen haben.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren, den Aus-
druck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

Für den Regierungsrat

i2ßb
6r. enoreJeettisa
Landammann

I
Magnus Oeschger
Ratsschreiber-Stv.

E-Mail an: ipr@bj.admin.ch

versandt am: 23. Meå 2t18



KANTON
LUZERN

Justiz- und Sicherheitsdepartement
Bahnhofstrasse 15
Postfach 3768
6002 Luzern
Telefon 041 2285917
Telefax 041 228 67 27
justiz@lu.ch
www. lu. ch

Zusteltung per Mail
ipr@bj. admin. ch

Eidgenössisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD

Luzem, 22. Mai 2018

Protokoll-Nr.: 529

Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht
(Erbrecht)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 14. Februar 2018 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement die Kantonsre-
gierungen im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens eingeladen, zur Änderung des
Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) Stellung zu nehmen.

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates danken wir Ihnen für die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme und teilen Ihnen mit, dass wir zu den geplanten Änderungen keine Bemerkungen
anzubringen haben.

Freundliche Grüsse

Paul Winiker
Regierungsrat

2701. 680 / VM-JSD 2018-05-22 Änderung IPRG
2018-68











Regierung des Kantons St.Gallen

Regierung dês Kantons St.Gallen, Reg¡€.ungsgebäud€, 9001 St.callen

Eidgenössisches Justiz- und
Polizeidepartement
Bundeshaus West
3003 Bern

Regierung des Kantons St.Gallen
Regierungsgebäude
9001 St.Gallen
T +41 58 229 3260
F +41 58 2293896

St.Gallen, 30. Mai2018

Änderung des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht (Erbrecht);
Vernehm lassu ngsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 laden Sie uns zur Vernehmlassung zur Anderung
des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht (Erbrecht) ein. Wir sind mit den
vorgeschlagenen Anderungen in den wesentlichen Punkten einverstanden. Einzelne
Bemerkungen entnehmen Sie bitte dem Anhang.

Wir danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung
unserer Anliegen.

Namen der Regierung

t

F

(L,^
Fässlerf
ent

Can
Staatssekretär

Beilage:
Anhang

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
ipr@bj.admin.ch

ffi
z
aa

sï.
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RRB 20181326 lAnhang

Anhang zur Vernehmlassungsantwort <Anderung des Bundes-
gesetzes über das internationale Privatrecht (Erbrecht)>

Die Regierung des Kantons St.Gallen begrüsst die im Rahmen der Änderung des Bun-
desgesetzes über das internationale Privatrecht (Erbrecht) vorgesehenen Anpassungen.
Es bestehen einzig Bedenken gegenüber der im Vorentwurf vorgesehenen Möglichkeit ei-
nes Wahlrechts für Schweizer Doppelbürgerinnen und -bürger. Neu soll eine Schweizer
Doppelbürgerin oder ein Schweizer Doppelbürger die Zuständigkeit der Behörden und

das anwendbare Recht auch dem ausländischen Heimatrecht unterstellen können. Dies

würde jedoch zu einer Ungleichbehandlung unter Schweizer Staatsangehörigen führen
und zudem die Gefahr eines missbräuchlichen <Forum-Shoppings> erhöhen. ln der bis-

herigen IPRG-Regelung fällt eine ausländische Rechtswahl dahin, wenn die Erblasserin

oder der Erblasser im Zeitpunkt des Todes dem Staat, dessen Recht sie oder er gewählt

hat, nicht mehr angehört oder Schweizer Bürgerin oder Schweizer Bürger geworden ist.

Diese Regelung sollte weiterhin beibehalten werden.

lm Zusammenhang mit der IPRG-Revision gilt es schliesslich den Vorrang der bilateralen
Abkommen im Erbrecht anzusprechen. Zurzeit sind zwei erbrechtlich relevante Staatsver-

träge in Kraft:

- Niederlassungs- und Konsularvertrag mit ltalien vom22. Juli 1868 und Zusatzprotokoll
(SR 0. 142, 1 14.541 und 0.142.1 1 4.541.1)

- Niederlassungs- und Rechtsschutzabkommen mit Griechenland vom 1. Dezember

1 927 (SR 0.142.1 13.721).

Es gilt dringend zu prüfen, ob die entsprechenden Bestimmungen in den besagten Verträ-

gen mit ltalien und Griechenland seit dem lnkrafttreten der europäischen Erbrechtsverord-

nung am 16, August 2012 überhaupt noch zeitgemäss sind und nicht aufgehoben werden

könnten.

Die Regierung weist im Zusammenhang mit der genannten Vorlage im Einzelnen auf fol-
gende Punkte hin:

Prorogationsmög I ich keit
I m Entwurf vorgeschlagener Gesetzestext

Art. 86 Abs. 3 IPRG
3 personen, die über eine oder mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten verfügen,

können, ungeachtet einer allfälligen schweizerischen Staatsangehörigkeit, durch letztwil-

lige Verfügung oder Erbvertrag den Nachlass ganz oder teilweise der Zuständigkeit eines

der betreffenden Heimatstaaten unterstellen.

1

1.1

RR-232_RRB-201 8_326 -2 il_0284
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RRB 20181326 lAnhang

1.2 Anderungsvorschlag
Art. 86 Abs.3IPRG
3 Personen, die über eine oder mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten verfügen,
können durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag den Nachlass ganz oder teilweise der
Z u stä n d i g ke it e i n e s de r betreffe n d e n H e i m atsta ate n u nte rste I I e n.

3bis (neu) Diese l,Jnterstellung fällt dahin, wenn der Erblasser im Zeitpunkt des Todes dem
ieweiliqen Staat nicht mehr angehöft hat oder wenn er Schweizer Bürger qeworden ist.

1.3 Begründung
Die Prorogationsmöglichkeit (Wahl der zuständigen Behörde) ist neben einer Wahl des
ausländischen Heimatrechts durch ausländische Staatsangehörige sehr zu begrüssen, da

damit ein Gleichlauf von Jus und Forum gewährleistet wird. Für Schweizer Doppel-
bürgerinnen und -bürger sollte dies jedoch nicht ermöglicht werden, da dies zu einer Un-

gleichbehandlung der Schweizer Staatsangehörigen führt und zudem die Gefahr des (un-

ter Umständen missbräulichen) <Forum-Shoppings> erhöht. Die bisherige IPRG-Rege-
lung zur Rechtswahl hält in Art. 90 Abs. 2 denn auch ausdrücklich fest, dass die Unterstel-

lung dahinfällt, wenn die Erblasserin oder der Erblasser zum Zeitpunkt des Todes dem

Staat, dessen Recht sie oder er gewählt hat, nicht mehr angehört oder Schweizer Bürge-

rin oder Schweizer Bürger geworden ist. Die Botschaft zum derzeitigen IPRG begründete

diese Regelung denn auch mit der Gleichbehandlung der Schweizer Bürgerinnen und

Bürger, wobei nicht einzusehen ist, weshalb einzig im Nachvollzug der EuErbVO, jedoch

ohne schlüssige Begründung, von dieser Wertung abgekehrt werden soll.

2 Rechtswahlmöglichkeit
2.1 lm Entwurf vorgeschlagener Gesetzestext
Art. 90 Abs. 2 und 3 IPRG
2 Personen, die über eine oder mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten verfügen,

können, ungeachtet einer allfälligen schweizerischen Staatsangehörigkeit, durch letztwil-

lige Verfügung oder Erbvertrag den Nachlass einem der betreffenden Heimatrechte unter-

stellen. Eine entsprechende Unterstellung wird vermutet, wenn der Erblasser den Nach-

lass der Zuständigkeit eines der betreffenden Heimatstaaten unterstellt hat (Art. 86

Abs. 3), sofern er diesbezüglich keinen Vorbehalt gemacht hat.

3 Diese Unterstellung fällt nicht dahin, wenn der Erblasser im Zeitpunkt des Todes dem je-

weiligen Staat nicht mehr angehört hat.

2.2 Anderungsvorschlag
Ar1. 90 Abs.2 und 3 IPRG
2 personen, die über eine oder mehrere auständische Sfaafsangehörigkeiten veffügen,

können, durch letztwittige Veñügung oder Erbvertrag den Nachlass einem der betreffen-

den Heimatrechte unterstelten. Eine entsprechende lJnterstellung wird vermutet, wenn der

Erblasser den Nachlass der Zuständigkeit eines der betreffenden Heimatstaaten unter-

stettt hat (Añ. 86 Abs. 3), sofern er diesbezügtich keinen Vorbehalt gemacht hat'

3 Diese LJnterstellung fättt aieteÍ dahin, wenn der Erblasser im Zeitpunkt des lodes dem je-

weiligen Staat nicht mehr angeh1rt nat oder wenn er Schwei '
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RRB 20181326 / Anhang

2.3 Begründung
Siehe Argumentation Abschnitt 1.3. Hier besteht zudem die erhöhte Gefahr eines (unter

Umständen missbräulichen) Jus-Shoppings. Art. 90 Abs. 3 revlPRG ist abzulehnen bzw.

dergestalt anzupassen, dass die Unterstellung dahinfällt, wenn die Erblasserin oder der
Erblasser im Zeitpunkt seines Todes dem jeweiligen Staat nicht mehr angehört. Die revi-

dierte Bestimmung würde einem Jus-Shopping bzw. diesbezüglichen Missbrauchsmög-
lichkeiten Tür und Tor öffnen (man denke an exotische Staaten mit sehr liberalem Erb-

recht bzw. diesbezüglichen Planungsmöglichkeiten von sehr vermögenden Erblasserin-

nen oder Erblassern). Der Vernehmlassungsentwurf vermag denn auch keinerlei schlüs-

sige Argumente für diese Neuregelung aufzuführen und es wird implizit eingeräumt, dass

eine Korrektur eines Missbrauchs überArt. 2 IPRG sehr schwierig sei, als eine Miss-

brauchsabsicht im konkreten Einzelfall erwiesen sein müsse. ln diesem Zusammenhang

ist auch darauf hinzuweisen, dass eine Art. 90 Abs. 3 revlPRG entsprechende Regelung

betreffend Prorogationsmöglichkeit in Art. 86 revlPRG nicht enthalten ist.

3 Aufhebung bilateraler Abkommen
Es gilt hier, den Vorrang bestehender bilateraler Abkommen in die IPRG-Revision mitein-

zubeziehen. Besonders der zwischen der Schweiz und ltalien bestehende Niederlas-

sungs- und Konsularvertrag vom22. Juli 1868 sowie das entsprechende Zusatzprotokoll

stellen aus unserer Sicht ein Problem dar. Da für ltalien die EuErbVO seit dem 17. August

2015 Anwendung findet und diese dem IPRG der Schweiz sehr ähnlich ist, stellt sich die

Frage, ob diese Vertragsbestimmungen, die das internationale Erbrecht betreffen, durch

die EuErbVO nicht überholt sind und deshalb aufgehoben werden sollten.

Trift eine italienische Erblasserin oder ein italienischer Erblasser mit letztem Wohnsitz in

der Schweiz keine Rechtswahl mittels einer Verfügung von Todes wegen, so gelangt ge-

mäss Konsularvertrag italienisches materielles Erbrecht zur Anwendung. Und zwar aus

schweizerischer Sicht dann, wenn die Erblasserin oder der Erblasser irgendwann einmal

Wohnsitz in ltalien hatte. Dann sind zwar die Schweizer Behörden zuständig (2.8. für das

Ausstellen der Erbbescheinigung), müssen dabei aber italienisches Erbrecht anwenden

(2.8. wer Erbe ist, wer pflichtteilsgeschützt ist usw.) Diese Fälle, in denen ein italienischer

Staatsangehöriger mit letztem Wohnsitz in der Schweiz verstirbt, könnten aufgrund des

hohen Bevölkerungsanteils italienischer Staatsangehöriger in der Schweiz in Zukunft zu-

nehmen. ln einem solchen Fall, wo die Erblasserin oder der Erblasser auch nur kurze Zeit

in ltalien gewohnt hat, wird nicht nur inhaltlich ein Recht angewendet, das nicht der engs-

ten Verbindung der Erblasserin oder des Erblassers entspricht, sondern es muss auch

von den Schweizer Behörden ein fremdes Recht angewendet werden. Ohne Konsularver-

trag wären nach IPRG die Schweizer Behörden zuständig und es wäre Schweizer Erb-

recht anwendbar.

Es gilt also zu prüfen, ob die entsprechenden Bestimmungen in den besagten Verträgen

mit italien überhaupt noch sachgerecht sind und mit der EuErbVO und dem revidierten

lpRG nicht bereits zeitlich überholt sind und deshalb auch aufgehoben werden sollten. lm

selben Sinne sollte auch das Niederlassungs- und Rechtsschutzabkommen mit Griechen-

land vom 1. Dezember 1927 geprüft werden'

3/3









 

Regierungsrat   

Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn    
www.so.ch      

 

 

 
Bundesamt für Justiz 
Direktionsbereich Privatrecht 
Bundesrain 20 
3003 Bern 

 22. Mai 2018 

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale 
Privatrecht (Erbrecht) 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 14. Februar 2018 in oben genannter Angelegenheit, 
danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern uns dazu gerne wie folgt: 

A. Grundsätzliches 

Wir begrüssen die mit der vorliegenden Revision verfolgten Ziele. Die gesteigerte Mobilität und 
die damit verbundene Internationalität führen dazu, dass immer mehr Menschen ausserhalb 
ihres Heimatstaates leben. Internationale Erbfälle werden dadurch vermehrt zur Regel als zur 
Ausnahme. Das Bedürfnis der Menschen nach Rechts- und Planungssicherheit in einem sich 
verändernden Umfeld wird anerkannt. Wie sich aus den nachfolgenden Ausführungen ergibt, 
können wir den vorgeschlagenen Änderungen fast vollumfänglich zustimmen. Lediglich in 
einem Punkt lehnen wir den Vorschlag teilweise ab. 

 

Wir stimmen zu, dass die bestehenden Regelungen in der Praxis zu positiven Kompetenzkonflik-
ten führen können. Wir unterstützen deshalb die teilweise Harmonisierung des schweizerischen 
internationalen Erbrechts mit der EuErbVO durch eine verbesserte Koordination im Bereich der 
Zuständigkeits- und Anerkennungsregeln sowie der Rechtsanwendung, um Kompetenzkonflikte 
und sich widersprechende Entscheidungen möglichst vermeiden zu können. Dabei soll der 
Grundsatz der Nachlasseinheit – welcher auch der Grundidee der EuErbVO in den Mitgliedstaa-
ten untereinander entspricht – als Voraussetzung einer effizienten und effektiven Nachlassab-
wicklung weiterhin seine fundamentale Bedeutung im schweizerischen IPRG behalten. Unserer 
Ansicht nach erreichen die vorgeschlagenen Änderungen das Revisionsziel – die Harmonisierung 
mit der EuErbVO sowie die Aufnahme der sich aus der Rechtsprechung und Lehre ergebenden 
Erkenntnisse in das Gesetz – sehr gut. 

 

Mit der Revision des IPRG wird vorgeschlagen, die Unterstellung des Nachlasses einer Person mit 
Wohnsitz in der Schweiz unter das Recht eines Heimatstaates nicht dahinfallen zu lassen, auch 
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wenn die Person zum Zeitpunkt des Todes diesem Staat nicht mehr angehört. Mit dem Verlust 
der Staatsangehörigkeit fällt jedoch ein rechtlicher Bezug zu diesem Staat dahin, weshalb es 
nicht gerechtfertigt erscheint, die Unterstellung bestehen zu lassen. 

 

B. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen 

Art. 86 Abs. 3 IPRG 

Art. 86 Abs. 3 gesteht ausländischen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in der Schweiz die Mög-
lichkeit zu, ihren Nachlass der Zuständigkeit der Behörden ihres Heimatstaates zu unterstellen. 
Diese Regelung ist zu begrüssen, da es einerseits dieselbe Regelung heute bereits für Ausland-
schweizer gibt und damit eine Bilateralisierung der Prorogationsmöglichkeit geschaffen wird. 
Andererseits können dadurch negative Zuständigkeitskonflikte verhindert werden. 

 

Art. 86 Abs. 4 IPRG 

Diese Bestimmung ist zum Zwecke der Vermeidung negativer Kompetenzkonflikte zu begrüs-
sen. 

 

Art. 87 Abs. 1 IPRG 

Die gesetzgeberische Klärung, welche ausländischen Behörden neben dem letzten Wohnsitz-
staat ebenfalls für das Nachlassverfahren zuständig sein können (weiterer Heimatstaat, Staat 
des letzten gewöhnlichen Aufenthalts, Lagestaat), erachten wir im Interesse der Rechtssicherheit 
als sinnvoll und notwendig. 

Die vorgesehene erweiternde Regelung, wonach Schweizer Behörden ihre Zuständigkeit für den 
Nachlass eines Auslandschweizers nach dem Nichtbefassen der Behörden des letzten Wohnsitz-
staates bereits bei Untätigkeit der übrigen allfällig zuständigen ausländischen Behörden erklä-
ren können, ist als Verfahrenserleichterung zu begrüssen. Dass die Behörden ihre Zuständigkeit 
von der Untätigkeit der Behörden eines oder mehrerer ausländischer Heimatstaaten abhängig 
machen können, trägt zudem zur Vermeidung positiver Kompetenzkonflikte bei und scheint 
daher sinnvoll. 

 

Art. 87 Abs. 2 IPRG 

Durch die Neuerung besteht bei einer Rechtswahl die Vermutung der Prorogation weiter. Es 
wird dem Erblasser bzw. der Erblasserin aber die Möglichkeit eingeräumt, durch eine Klausel die 
Vermutung umzustossen, wonach eine Rechtswahl nicht gleichzeitig als Prorogation zu verste-
hen ist. Im Falle einer Rechtswahl zugunsten des schweizerischen Rechts muss die Prorogation 
ausdrücklich ausgeschlossen werden, da sie ansonsten vermutet wird. Die Möglichkeit die Ver-
mutung der Prorogation umzustossen, macht im Lichte des Zwecks der Revision Sinn und wird 
deshalb begrüsst. 

Die Anwendung des Schweizerischen Rechts im Ausland setzt jedoch die dortige gesetzliche 
Sicherung voraus. 

 

Art. 88 Abs. 1 IPRG 

Es kann auf die Ausführungen zu Art. 87 Abs. 1 IPRG verwiesen werden. 
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Art. 90 Abs. 2 IPRG 

Durch die Anpassung dieser Bestimmung wird die Ungleichbehandlung von Schweizer Staats-
bürgern mit einer weiteren Staatsbürgerschaft und Personen mit mehreren ausländischen 
Staatsbürgerschaften bei der Möglichkeit der Wahl des Heimatrechtes abgeschafft, was hinsicht-
lich der beabsichtigten Harmonisierung mit der EuErbVO richtig ist. 

 

Art. 90 Abs. 3 IPRG 

Entgegen dem Entwurf sind wir der Ansicht, dass die gewillkürte Unterstellung unter das aus-
ländische Recht nur dann bestehen bleiben kann, wenn zum betreffenden Staat im Zeitpunkt 
des Todes weiterhin ein rechtlicher Bezug besteht. Dies entspricht der heutigen gesetzlichen 
Regelung. Wir erachten es als richtig, dass der Erwerb des Schweizer Bürgerrechts den rechtli-
chen Bezug zum Heimatland nicht aufhebt und damit die Unterstellung unter das Recht des 
Heimatstaates nicht dahinfallen soll. Hat eine Person aber ihren Wohnsitz in der Schweiz und 
die ausländische Staatsangehörigkeit, deren Recht der Nachlass unterstellt wurde, abgelegt, so 
besteht zu diesem Staat kein rechtlicher Bezug mehr. Zur Schweiz bleibt der rechtliche Bezug 
jedoch bestehen, weshalb der Nachlass dem schweizerischen Recht zu unterstellen ist. Aus die-
sem Grund ist der vorgeschlagene Abs. 3 dahingehend zu ändern, dass die Unterstellung dahin-
fällt, wenn der Erblasser im Zeitpunkt des Todes dem jeweiligen Staat nicht mehr angehört. 

 

Art. 91 Abs. 1 IPRG 

Der Vorschlag zur Vermeidung eines Pingpong-Effekts und die damit verbundene Klärung, 
welchem Recht der Nachlass einer Person mit Wohnsitz im Ausland untersteht, wenn das Kollisi-
onsrecht auf das schweizerische Kollisionsrecht verweist, scheint sinnvoll zu sein und wird be-
grüsst. 

 

Art. 91 Abs. 2 IPRG 

Mit Blick auf den Zweck der vorliegenden Revision scheint es sinnvoll, analog zu Art. 86 Abs. 3 
bezüglich der Zuständigkeit, auch die Rechtswahlmöglichkeit auf ein allfällig weiteres Heimat-
land zu erstrecken. 

 

Art. 92 Abs. 2 IPRG 

Die Klarstellung, welche Rechtsfragen dem von Art. 90 f. IPRG bezeichneten anwendbaren Recht 
unterstehen und für welche Rechtsfragen das Recht am Ort der Nachlassabwicklung vorbehalten 
bleibt, ist notwendig und daher zu begrüssen. 

 

Art. 93 IPRG 

Dass der Inhalt des Art. 93 IPRG neu in die Art. 94 und 95 IPRG integriert wird, ist sinnvoll. 

 

Art. 94 und Art. 95 IPRG 

Die Einteilung in «Letztwillige Verfügungen» und «Erbverträge» bringt eine erhebliche Harmo-
nisierung mit der EuErbVO mit sich. Die vorgesehenen Anpassungen sind vertretbar. 

 

Art. 96 Abs. 1 IPRG 

Die vorgeschlagenen Regelungen auf Gesetzesstufe dienen der Klarheit und werden begrüsst. 
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Gerne hoffen wir auf eine Berücksichtigung unserer Anliegen im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

  
sig. 
Roland Heim 
Landammann 

 
sig. 
Andreas Eng 
Staatsschreiber

 



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

\Thurgau 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

Eidgenössisches 
Justiz- und Polizeidepartement 
Frau Simonetta Sommaruga 
Bundesrätin 
Bundeshaus West 
3003 Bern 

Frauenfeld, 24. April 2018 

Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (Erbrecht) 

Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf für 
eine Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG; SR 291) 
im Bereich des Erbrechts und teilen Ihnen mit, dass wir mit der Vorlage grundsätzlich 
einverstanden sind. Für die weiteren Rechtssetzungsarbeiten bitten wir Sie indessen, 
folgende Bemerkungen zu einzelnen Erlassen zu berücksichtigen: 

Art. 87 Abs. 2 
Wir unterstützen die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderung, wonach bei einer 
Rechtswahl die Vermutung zugunsten der Prorogation besteht und wenn eine solche 
nicht gelten soll, diese ausdrücklich ausgeschlossen werden muss. Die vorgeschlagene 
Formulierung ist nach unserer Auffassung aber zu wenig verständlich, weil auf den ers-
ten Blick nicht klar wird, worauf sich das Wort „diesbezüglichen" bezieht. Wir schlagen 
deshalb die folgende Formulierung vor: 

„2Die schweizerischen Gerichte und Behörden am Heimatort sind stets zustän-
dig, wenn ein Schweizer Bürger mit letztem Wohnsitz im Ausland sein in der 
Schweiz gelegenes Vermögen oder seinen gesamten Nachlass durch letztwillige 
Verfügung oder Erbvertrag der schweizerischen Zuständigkeit oder, ohne aus-
drücklichen Ausschluss der schweizerischen Zuständigkeit, dem schweizeri-
schen Recht unterstellt hat." 

Art. 89 
Im vorliegenden Entwurf wird eine unveränderte Beibehaltung von Art. 89 IPRG vorge-
schlagen. Wir beantragen dagegen eine Änderung bzw. Ergänzung dieser Bestimmung, 
weil nicht abschliessend geklärt ist, was in der geltenden Bestimmung unter der Wen- 

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54 
www.tg.ch  
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dung „die zum einstweiligen Schutz der Vermögenswerte notwendigen Massnahmen" 
zu verstehen ist. Zudem kann die Bestimmung im Widerspruch zur Heimatzuständigkeit 
nach Art. 87 IPRG stehen. Aus Sicht der Praxis sind uns entsprechende Kompetenz-
konflikte zwischen den Behörden am Ort der gelegenen Sache und der Behörde am 
Heimatort bekannt. 

Gemäss Art. 551 if. des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs (ZGB; SR 210) fallen unter 
die Massregeln zur Sicherung des Erbganges u.a. die Siegelung der Erbschaft, die In-
ventaraufnahme und die Erbschaftsverwaltung. Andere sichernde oder vorsorgliche 
Massnahmen können Verfügungsverbote, Grundbuchsperren oder Sicherungsleistun-
gen sein. Früher kam auch die Errichtung einer Beistandschaft in Frage. Aus unserer 
Sicht sollte im Rahmen der Gesetzesrevision festgelegt werden, welche sichernden 
Massnahmen unter Art. 89 IPRG fallen und ob die Massregeln nach den Art. 551 - 559 
ZGB miterfasst sind. 

Wenn eine sichernde Massnahme für Vermögen in der Schweiz für eine Ausländerin 
oder einen Ausländer mit letztem Wohnsitz im Ausland (Art. 88 IPRG) angeordnet wer-
den muss, bietet die Anwendung von Art. 89 IPRG keine Schwierigkeit, weil gemäss 
beiden Bestimmungen die Behörde am Ort der gelegenen Sache zuständig ist. Wenn 
die sichernde Massnahme indessen das Vermögen in der Schweiz einer Schweizer 
Bürgerin oder eines Schweizer Bürgers mit letztem Wohnsitz im Ausland betrifft, könnte 
sowohl das Gericht oder die Behörde am Heimatort wie auch die Schweizer Behörde 
am Ort der gelegenen Sache zum Zuge kommen. Weil die Abklärungen, ob sich die 
ausländische Behörde mit dem Nachlass befasst oder nicht, in der Regel länger dauern, 
könnte zuerst die Behörde am Ort der gelegenen Sache schnell handeln und die si-
chernden Massnahmen anordnen. Später wäre es möglich, dass das Gericht oder die 
Behörde am Heimatort für den Nachlass zuständig wird, weil feststeht, dass sich die 
ausländischen Behörden nicht damit befassen. 

Wir vertreten die Auffassung, dass solche Konstellationen mit doppelten oder wech-
selnden Zuständigkeiten vermieden werden sollten. Wir könnten uns daher vorstellen, 
dass in Art. 89 IPRG ein neuer Absatz aufgenommen wird, wonach die Zuständigkeit 
der Behörde am Ort der gelegenen Sache bestehen bleibt, wenn sie Sicherungsmass-
nahmen nach den Art. 551 if. ZGB angeordnet hat. Andere griffige Regelungen wären 
ebenfalls denkbar. 

Wichtig ist, dass diesbezüglich für die Gerichte und Behörden Klarheit und für die Bür-
gerinnen und Barger Rechtssicherheit geschaffen wird. Mit einer geeigneten Konkreti-
sierung im Gesetz sollte vermieden werden, dass künftig beide Behörde die Zuständig-
keit verneinen können und unklar bleibt, welche Behörde welche Massnahmen anord-
nen kann. 
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Art. 91 Abs. 2 
Der von der Expertengruppe diskutierte und bevorzugte Paradigmenwechsel (vgl. S. 22 
des erläuternden Berichts), der im Vorentwurf keine Berücksichtigung fand, würde für 
die schweizerischen Gerichte und Behörden eine wesentliche Vereinfachung bringen. 
Aus unserer Sicht sollte dieser Vorschlag nochmals eingehend geprüft und allenfalls be-
rücksichtigt werden. 

Art. 92 
Bei dieser Bestimmung schlagen wir eine formelle Anpassung vor. In der Praxis haben 
sich die Begriffe „Erbstatut" und „Eröffnungsstatut" durchgesetzt. Im Randtitel zu dieser 
Bestimmung wird indessen nur der Begriff „Erbstatut" verwendet. Im Wortlaut der Ge-
setzesbestimmung erscheinen die Begriffe dagegen nicht. Aus diesem Grunde schla-
gen wir für den Randtitel folgende Formulierung vor: 

Randtitel: „Umfang des Erbstatuts und Eröffnungsstatuts" 

In Abs. 1 ist zudem folgende Änderung vorzunehmen: 

„iDas auf den Nachlass anwendbare Recht (Erbstatut) ..." 

In Abs. 2 sollte zudem folgende Änderung vorgenommen werden: 

„2Die Durchführung der einzelnen Massnahmen (Eröffnungsstatut) 

Art. 95 Abs. 3 
Die Wortwahl „mit zwei oder mehreren Verfügenden" irritiert, weil damit gemeint werden 
könnte, dass ein Erbvertrag mit nur einer verfügenden Person nicht ihrem Wohnsitz-
recht beziehungsweise dem bezeichneten Heimatrecht entsprechen muss. Allerdings 
soll dies ja auch für Erbverträge gelten, in denen nur eine Person über ihren Nachlass 
verfügt und sich dabei gegenüber den anderen Vertragsparteien verpflichtet. 

Wir schlagen deshalb vor, die Wendung „mit zwei oder mehreren Verfügenden" ersatz-
los zu streichen. Die Bestimmung entfaltet auch ohne diese Formulierung die ge-
wünschte Wirkung. 
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Mit freundlichen Grüssen 

Die Präsidentin des Regierungsrates 

Der 	chreiber 



CONSEIL D'ETAT 

Chateau cantonal 
1014 L ne -----~ 

1 g. Justiz- und 
Polizeidepartement 

2 9. Mai 2018 

Madame la Conseillere federale 
Simonetta Sommaruga 
Cheffe du Departement federal de justice 
et police 
Palais federal ouest 
3003 Berne 

Ref. : MFP/15023760 Lausanne, le 23 mai 2018 

Projet de revision de la loi federale sur le droit international prive (Successions) - 
consultation 

Madame la Conseillere federale, 

Le Conseil d'Etat du Canton de Vaud vous remercie d'avoir sollicite son avis sur le 
projet de revision de la loi federale du 18 decernbre 1987 sur le droit international prive 
(LDIP). 

Apres avoir rnene une consultation aupres des organismes concernes du Canton, il a 
l'honneur de vous faire part de ses deterrninations. 

Le Conseil d'Etat soutient la volonte de reviser le chapitre 6 de la LDIP en tant qu'elle 
vise a harmoniser le droit suisse avec le reqlement europeen reqissant la rnatiere. 
Cependant, il constate que plusieurs modifications proposees ne correspondent pas 
entierernent au reqlernent europeen precite, lequel continuera a dlfferer du droit suisse 
notamment en ce qui concerne le critere principal de rattachement. La revision risque 
ainsi de manquer partiellement son but, en permettant toujours des conflits positifs de 
cornpetences par exemple. 

Des reserves doivent egalement etre formulees quant a l'elarqissernent des possibilites 
d'election de droit et de for. Ces reformes risquent de rendre plus complexe le travail 
des autorites suisses. En particulier, si les conflits de cornpetence positifs seront sans 
doute reduits dans une certaine mesure, vu la large reconnaissance des cornpetences 
etranqeres prevues par l'avant-projet, il en ira differernrnent du nombre de litiges qui 
surgiront en relation avec l'extension des possibilites de choisir un, voire plusieurs, 
droits ou fors applicables a la succession. Ces litiges comporteront des problernatiques 
de preuve delicates (preuve de la volonte du defunt, de t'inactivite d'une autorite 
etranqere, du droit etranqer applicable, du lieu de domicile ou de residence au moment 
de la redaction d'un testament, etc.), qui compliqueront la täche des tribunaux et des 
justiciables. La modification semble aussi en contradiction avec l'objectif d'augmenter la 
securite du droit, puisqu'elle accroitra en fait la cornplexite juridique en mauere 
successorale. Enfin, eile remet en cause le principe d'unite de la succession. 

Le Conseil d'Etat regrette finalement que l'avant-projet ne reponde pas de rnaniere 
satisfaisante a la question des reserves hereditaires, soit a la problematique de leur 
suppression par la desiqnation d'un droit etranqer. 
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Dans ces conditions, le Conseil d'Etat estime que le projet de revision n'est pas abouti 
et devrait encore faire l'objet de reflexions. Pour le detail, il renvoie au commentaire 
article par article en annexe. 

En vous remerciant de l'accueil que vous reserverez aux observations du Canton de 
Vaud, nous vous prions d'aqreer, Madame la Conseillere federale, l'expression de notre 
consideration distinquee. 

AU NOM DU CONSEIL D'ETAT 

LE CHANCELIER 

1~~ 
Annexe 
• Commentaire des dispositions 

Copies 
• SJL 
• OAE 
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CONSEIL D'ETAT 

Chateau cantonal 
1014 Lausanne 

Modification de la loi federale sur le droit international prive : procedure de 
consultation - annexe ä la Reponse du Conseil d'Etat du Canton de Vaud 

Commentaire des dispositions : 

Art. 86 al. 3 AP-LDIP: 

Si la personne visee est celle qui a eu son dernier domicile en Suisse, cet alinea est 
cense constituer une exception par rapport a l'allnea 1. Ce n'est toutefois pas precise 
expressernent. II serait peut-etre heureux de revoir la formulation de cette exception, par 
exemple au moyen d'une formule du type : « Est reserve le cas dans lequel ... ». 

Le Conseil d'Etat emet une reserve en ce qui concerne la possibilite de soumettre « une 
part» de la succession · a la cornpetence d'autres autorites. II s'agit en effet d'une 
exception au principe de l'unite de la succession, ouvrant la voie a une muitiplication des 
fors et, corollairement, a des litiges potentiels a ce sujet. II serait judicieux que cette 
exception au principe de l'unite de la succession soit lirnitee aux immeubles, le for du 
lieu de situation etant deja, pour ceux-ci, un critere special de rattachement seien la 
LDIP. 

Une autre problernatique est la question de savoir si la desiqnation d'autorites 
etranqeres en vertu du nouvel article 86 al. 3 LDIP supprime la competence des 
autorites desiqnees a l'art. 89 LDIP. II conviendrait de preciser dans le rapport explicatif 
que la cornpetence de la juridiction gracieuse demeure toujours et imperativement 
cornpetente s'agissant des mesures conservatoires, quand bien rnerne un droit etranqer 
aurait ete choisi pour la succession, comportant une election de for en faveur du juge 
etranqer. 

Art. 86 al. 4 AP-LDIP : 

Cet alinea prevoit une cornpetence subsidiaire des autorites suisses, lorsque l'Etat 
etranqer concerne ne s'occupe pas de la succession. Meme si cette notion existe dejä 
dans le cadre de l'art. 87 al. 1 LDIP actuellement en vigueur, cette disposition posera 
des problemes pratiques nouveaux, dus a l'elarqissernent de la reconnaissance de la 
competence d'Etats tiers. En effet, le Tribunal federal considere qu'il appartient a 
l'autorite concernee - en l'occurrence le juge de paix dans le canton de Vaud - et non 
au justiciable d'etablir que l'Etat concerne ne s'occupe pas de la succession (TF, 
5A_612/2016). En pratique, cela implique que l'autorite doit parfois s'approcher d'une, 
voire plusieurs autorites etranqeres suivant les cas, qu'il faut au surplus identifier. II 
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serait des lors adequat que le legislateur tienne compte de cet elernent, qui constitue 
une täche complexe pour l'autorite, par exemple en prevoyant que le fardeau de la 
preuve incombe au justiciable, ou alors en precisant que les autorites suisses peuvent 
s'estimer cornpetentes tant qu'une autorite etranqere ne revendique pas expressement 
sa cornpetence (cf. a ce sujet, le commentaire fait ci-dessous au sujet de l'art. 87 al. 1 
AP). 

Art. 87 al. 1 AP-LDIP : 

La formulation de la deuxierne phrase n'est pas tres heureuse. Si le terme « inactivite » 
a le rnerne sens que l'expression « ne s'occupent pas », on ne comprend pas pourquoi 
l'avant-projet n'ajoute pas simplement a la prerniere phrase l'enurneration des Etats qui 
pourraient potentiellement traiter la succession. Ceci vaut d'autant plus que l'utilisation 
d'une formule potestative dans cette deuxierne phrase donne l'impression que l'autorite 
disposera d'un pouvoir discretionnaire pour refuser ou admettre sa cornpetence, ce que 
la prerniere phrase ne prevoit pas. 

Enfin, la merne question qu'ä l'art. 86 al. 4 AP-LDIP se pose en relation avec le fardeau 
de la preuve. A ce sujet, le rapport explicatif est contradictoire, puisqu'il dit d'une part 
qu'on ne saurait presurner des autorites suisses qu'elles fassent de complexes 
recherches juridiques pour deterrniner tous les Etats dont les decisions pourraient etre 
reconnues et, d'autre part, qu'il convient d'eparqner aux heritiers la lourde täche de 
contacter tous ces Etats avant de pouvoir partir du principe que les autorites suisses 
sont competentes, II est encore precise que l'autorite suisse pourra demander a la 
personne qui requiert l'ouverture de la procedure une preuve qu'elle s'est adressee a un 
ou plusieurs Etats, mais uniquement apres avoir elle-meme determine si l'Etat ou les 
Etats en question sont cornpetents seien leur propre droit (cf. rapport explicatif pp. 14- 
15). La question de savoir a qui incombe la charge de prouver l'inactivite doit donc etre 
clarifiee, ce d'autant plus que de multiples autorites d'Etats tiers sont susceptibles d'etre 
cornpetentes s'agissant de biens successoraux isoles (y compris mobiliers). En l'etat, la 
solution preconisee par le projet paralt impraticable. 

Art. 88 al.1 AP-LDIP: 

Le Conseil d'Etat renvoie aux remarques faites au sujet de l'art. 87 al. 1 AP-LDIP, qui 
valent ici eqalement. 

Art. 90 al. 1 AP-LDIP: 

Le choix de ne pas prendre comme entere de rattachement la derniere residence 
habituelle, comme le prevoit le reqlernent europeen, mais le dernier domicile, fait que la 
revision n'atteindra pas entierernent ses objectifs d'harmonisation. En particulier, des 
conflits de cornpetence positifs resteront envisageables. 

Par ailleurs, il est regrettable que l'art. 90 al. 1 AP-LDIP ne prevoie pas une reserve en 
faveur du droit du lieu de situation en cas d'application de l'art. 86 al. 2 AP-LDIP, a 
l'instar de ce qui est prevu pour l'art. 86 al. 3 AP-LDIP a l'art. 90 al. 2 AP-LDIP. II est en 
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effet courant que la revendication de cornpetence implique une revendication de droit 
applicable. 

Art. 90 al. 2 AP-LDIP 

Le texte n'indique pas expressernent si, comme pour la prorogation de for, l'election de 
droit peut s'appliquer a une partie de la succession seulement. Tel semble etre le cas au 
vu de la reference faite a l'art. 86 al. 3 AP-LDIP, du texte de l'art. 87 al. 2 AP-LDIP, de 
celui de l'art. 94 al. 2 AP-LDIP et du rapport explicatif. Le Conseil d'Etat estime que cette 
possibilite serait source d'une grande cornplexite juridique et pourrait occasionner de 
nombreux litiges. II y est donc defavorable. Quoi qu'il en soit, si teile devait etre la 
volonte du legislateur, il y aurait lieu de le preciser dans le texte legal, comme c'est le 
cas a l'alinea 3 nouveau de l'art. 86 AP-LDIP. 

Pour illustrer les difficultes a craindre, il serait semble-t-il concevable qu'une succession 
soit soumise a plusieurs droits etranqers (art. 90 al.2 AP-LDIP), alors que la capacite de 
tester serait definie par un autre droit (art. 94 al. 1 AP-LDIP), differant de celui reqlant la 
forme du testament (art. 94 al. 4 AP-LDIP), ce dernier etant tui-merne distinct du droit 
applicable aux rnodalites d'execution (art. 92 al. 2 AP-LDIP). 

La redaction de l'art. 90 al. 2 pose eqalement un autre problerne : cette disposition ne 
contient en effet pas de limite s'agissant de la mise en ceuvre des reqles imperatives de 
droit suisse, en particulier de l'institution de la reserve hereditaire. A cet eqard, la 
question de savoir si ladite reserve doit etre consideree comme d'ordre public demeure 
ouverte, en particulier a la lecture du rapport explicatif mentionnait en page 18 qu'il faut 
adopter, a ce sujet « un point de vue nuence, difficile a codifier de moniere abstraire 
dans une norme legale ». lnevitablement, cette irnprecision de la loi donnera mattere a 
interpretation lorsque des ressortlssants double nationaux choisiront l'application d'un 
droit etranqer qui, par hypothese, ne proteqerait pas la reserve hereditaire de la merne 
maniere que le droit suisse, voire rnerne l'exclurait totalement. II conviendrait de clarifier 
ce point. 

On remarque enfin que le choix accorde aux ressortissants d'une nationalite etranqere 
de desiqner des autorites et un droit etranqer pour reqler leur succession, avec 
potentiellement des consequences sur la reserve (cf. paragraphe precedent), n'est pas 
reconnu aux personnes disposant uniquement de la nationalite suisse. II en decoule une 
certaine ineqalite, a fortiori si la protection de la reserve hereditaire n'est pas clairement 
identifiee comme faisant par l'ordre public suisse. Ainsi, dans un couple domicilie en 
Suisse, un conjoint double-national pourrait soumettre sa succession a un droit etranqer 
qui ne connait pas la reserve successorale, tandis que le conjoint qui n'a que la 
nationalite Suisse n'aura pas cette possibilite. La volonte de supprimer une relative 
ineqalite de traitement decoulant de la loi actuelle aboutit donc a un nouveau 
desequilibre. 

Art. 90 al. 3 AP-LDIP: 

Si cette disposition fait sens lorsqu'elle reqit le traitement des ressortissants d'Etats 
appliquant le reqlement europeen - l'art. 22 §1 du reqlernent europeen prevoyant qu'une 
personne peut choisir la loi de l'Etat dont eile possedait la nationalite au moment ou eile 
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a fait ce choix - elle risque en revanche de creer des conflits de cornpetence neqatits 
pour les ressortissants d'Etat tiers. II n'est en effet pas certain que tout pays accepte de 
traiter une succession d'une personne qui ne serait plus son ressortissant ni dorniciliee 
ou residente sur son territoire. 

Le Conseil d'Etat observe eqalement en lien avec ce qui precede (article 90 AP-LDIP 
dans son ensemble), que les nouvelles dispositions prevoient un certain elarqissement 
des possibilites offertes en mattere d'election de for et de droit, notamment pour les 
binationaux. II considere qu'il aurait ete souhaitable de reserver expressemeni a l'art. 90 
LDIP la non application du for ou du droit elu en cas d'abus de droit, notamment lorsque 
le choix a pour seul but de contourner la loi suisse, en particulier les dispositions sur les 
reserves successorales, comme cela avait d'ailleurs ete propose au groupe d'experts 
(cf. rapport explicatif p.19). 

Art. 91 al. 2 AP-LDIP : 

Contrairement a la formulation actuelle, l'avant-projet ne parait plus exiger une election 
de droit expresse. L'interpretation de clauses pouvant donner a penser que le testateur 
a entendu appliquer un droit etranqer risque d'etre source de litiges. II serait judicieux de 
preciser ce point. 

Art. 92 al. 2, 2e phrase AP-LDIP: 

Selen le rapport explicatif (p. 23), ce cornplement vise a preciser quels aspects de 
l'execution testamentaire sont reqis par le droit du lieu d'ouverture de la succession, la 
question etant controversee. Cette precisicn revetlrait une grande importance pratique 
pour les executeurs testamentaires et administrateurs nornmes par les autorites 
publiques dans les pays de common law. Le rapport explicatif considere que cette 
solution permettra d'assimiler un executor de common /aw a un executeur testamentaire 
au sens du Code civil. De merne, si un administrator doit etre nornrne, il pourra etre 
satisfait a cette obligation en initiant une liquidation officielle au sens de l'art. 593 CC. Le 
Conseil d'Etat releve que cette derniere phrase ne constitue qu'une proposition et 
nullement une exigence legale. En effet, il appartient en principe aux heritlers ou aux 
creanciers de demander une liquidation officielle de la succession (art. 593, 594 et 578 
CC). Or, si le coüt de la liquidation officielle de la succession est a la charge de cette 
derniere, il appartient a celui qui la requiert d'avancer ces frais. Si un administrator doit 
etre nornme d'office, c'est l'Etat qui se trouverait a supporter au final les frais 
d'administration en cas d'insolvabilite de la succession. De plus, il arrive souvent que les 
neritiers, les biens de la succession voire rnerne l'administrateur soient a l'etranqer, ce 
qui poserait des problernes de recouvrement, rneme si la succession n'est pas 
insolvable. En definitive, si l'ajout propose a l'art. 92 al. 2 LDIP n'est en sei pas critique, il 
en va differemrnent des remarques figurant a son sujet dans le rapport explicatif. 
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Art. 96 AP-LDIP: 

En ce qui concerne la lettre d, la notion de « biens successoraux isoles » n'est 
pas suffisamment claire. Elle pourrait s'appliquer a des biens meubles, ce qui 
n'est pas opportun pour les raisons deja evoquees dans le commentaire de l'art. 
86 al. 3 AP-LDIP. Si l'on peut admettre, a cet eqard, la reconnaissance de 
decisions de nature conservatoire, reconnaitre toute decision statuant sur des 
biens meubles « isoles » paralt aller trop loin, au-dela rnerne de ce qu'envisage 
l'art. 86 al. 3 AP-LDIP, qui prevoit seulement la possibilite de soumettre tout ou 
partie de la succession a la cornpetence d'un Etat national. 

* * * 
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Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht

(Erbrecht)

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 haben Sie die Kantonsregierung des Kantons Zug im Auf-

trag des Bundesrates eingeladen, zum Vorentwurf betreffend die Revision der Gesetzesbe-

Stimmungen über das internationale Erbrecht (6. Kapitel IPRG) bis zum 31. Mai 2018 Stellung

zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung und äussern uns fristge-

mäss wie folgt:

l. Antrag

Die Vorlage betreffend die Revision der Gesetzesbestimmungen über das internationale Erb-

recht (6. Kapitel IPRG) sei unverändert zu verabschieden.

II. Begründung

Der Kanton Zug ist ein internationaler Kanton, in welchem viele Personen mit einem Ausland-

bezug wohnhaft sind. Der Regierungsrat des Kantons Zug begrüsst es daher, dass der Bund

das schweizerische internationale Erbrecht mit der europäischen Erbrechtsverordnung teilwei-

se harmonisiert, um sich widersprechende Entscheidungen zu verhindern. Sich widersprechen-

de Entscheide sollen primär über eine bessere Koordination bei den beidseitigen Entscheid-

kompetenzen durch Anpassung der Zuständigkeits- und Anerkennungsregeln verhindert wer-

den, was zu befürworten ist.

Der Regierungsrat des Kantons Zug unterstützt den vom Bundesrat ausgearbeiteten Vorent-

wurfzur Revision des internationalen Erbrechts (6. Kapitel IPRG).

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug
Telefon 041 72833 11
www.zg.ch
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Kanton Zürich
Regierungsrat

16. Mai 2018  (RRB Nr. 439/2018)
Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht (Erbrecht),  
Änderung (Vernehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Mit Schreiben vom 14. Februar 2018 haben Sie uns den Entwurf zur Änderung des Bundes-
gesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG; SR 291) zur Vernehmlassung unter-
breitet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und teilen Ihnen mit, dass wir 
die Vorlage als wichtigen Beitrag zur Harmonisierung des schweizerischen internationalen 
Erbrechts mit der Verordnung (EU) Nr. 650/2012 (Europäische Erbrechtsverordnung; 
EuErbVO) begrüssen. Die Rechtsvereinheitlichung in der Europäischen Union stellt die Chance 
dar, die Gefahr von Kompetenzkonflikten im Verhältnis zu einem Grossteil von Europa zu 
minimieren und dadurch Rechts- und Planungssicherheit zu schaffen. 
Wir begrüssen ausdrücklich, dass auf einen Wechsel des für die Zuständigkeit massgeb-
lichen Anknüpfungspunktes von «Wohnsitz» auf «gewöhnlicher Aufenthalt» verzichtet wird. 
Die beiden Anknüpfungspunkte dürften ohnehin selten auseinanderfallen, sodass auf eine 
Anpassung an den noch nicht klar definierten und in einigen Fällen schwer bestimmbaren 
Begriff aus der Europäischen Erbrechtsverordnung verzichtet werden sollte. Zudem be-
grüssen wir, dass an verschiedenen Orten die Gestaltungsfreiheit der Erblasserin oder des 
Erblassers vergrössert wurde. Dies gilt insbesondere für die Möglichkeit für Schweizer 
Doppelbürgerinnen und -bürger, ihren Nachlass einem der betreffenden Heimatrechte zu 
unterstellen (Art. 90 Abs. 2 VE-IPRG). Dies sorgt zudem auch für eine Gleichberechtigung 
mit ausländischen Doppelbürgerinnen und -bürgern, die schon nach bisherigem Recht 
eines ihrer Heimatrechte wählen können. Auch die Regelung, wonach Doppelbürgerinnen 
und -bürger den Nachlass der Zuständigkeit eines ihrer Heimatstaaten unterstellen können 
(Art. 86 Abs. 3 VE-IPRG), ist im Hinblick auf die Gestaltungsfreiheit der Erblasserin oder 
des Erblassers zu begrüssen. Dies gilt umso mehr, als dass sie auch eine Koordination mit 
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Art. 10 Abs. 1 lit. a der Europäischen Erbrechtsverordnung bewirkt. Zumindest die rechts-
kundige Erblasserin bzw. der rechtskundige Erblasser kann so einem positiven Kompe-
tenzkonflikt durch eine Zuständigkeitswahl aktiv entgegenwirken. Allerdings ist fraglich, ob 
nicht eine Regelung gefunden werden sollte, die auch für die rechtsunkundige Erblasserin 
bzw. den rechtsunkundigen Erblasser einem positiven Kompetenzkonflikt mit der Euro-
päischen Erbrechtsverordnung entgegenwirkt.

Zudem ist auf Folgendes hinzuweisen:
Den Ausführungen im erläuternden Bericht zum Vernehmlassungsentwurf ist zu entnehmen, 
dass das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement der Ansicht ist, ein im anglo-
amerikanischen Rechtsraum eingesetzter executor oder administrator sei in jedem Fall im 
hiesigen Grundbuch als Eigentümer und daher in der Eigentümerspalte einzutragen (S. 37 f. 
und Fussnote 54, S. 25). Wir weisen darauf hin, dass in der Eigentümerspalte des Haupt-
buches bestimmungsgemäss nur Eigentümerinnen und Eigentümer, d. h. Inhaberinnen 
und Inhaber des dinglichen Vollrechts einzutragen sind. Ob der ausländische executor 
oder administrator im konkreten Falle tatsächlich uneingeschränktes Eigentum erworben 
hat, kann fraglich sein und ist jeweils nach dem anwendbaren materiellen Recht zu prüfen 
und zu beantworten. Sollte der ausländische executor oder administrator nicht uneinge-
schränktes Eigentum erworben haben, fehlt es unseres Erachtens an der rechtlichen Vor-
aussetzung, um eine solche zwischenberechtigte Person als Eigentümerin oder Eigentümer 
im schweizerischen Grundbuch einzutragen. Der Entscheid wird im Einzelfall auf den Grund-
buchämtern zu treffen sein. Damit die Prüfung dieser Frage und damit die Grundbuchein-
tragung ohne übermässigen Abklärungsaufwand umsetzbar ist, wäre unseres Erachtens 
eine Aufstellung aller Länder – bei unterschiedlichen Regelungen bezüglich aller Gliedstaa-
ten – notwendig, die Auskunft darüber gibt, in welchen Ländern/Gliedstaaten dem «Wil-
lensvollstrecker» das dingliche Vollrecht zukommt.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 
 
Der Präsident:	 Die Staatsschreiberin:

Dr. Thomas Heiniger	 Dr. Kathrin Arioli
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Repubblica e Cantone 
Ticino 

Il Consiglio  di  Stato 

Signora 
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Modifica della leqqe federale sul diritto internazionale privato (diritto successorio):  
procedura  di  consultazione  

Stimata Consigliera federale, 
Gentili Signore, egregi Signori, 

abbiamo ricevuto  la  documentazione relativa alla summenzionata procedura concernente  la  
revisione  delle  disposizioni sul diritto successorio della Legge sul diritto internazionale privato 
(capitolo  6  LDIP) e vi ringraziamo  per la  facoltà concessa  di  esprimerci  in  proposito.  

La  modifica  in  consultazione si è resa necessaria  a  seguito dell'entrata  in  vigore il  16  agosto  2012 
del  Regolamento europeo,  con  effetto sulle successioni  a far tempo dal 17  agosto  2015,  
direttamente applicabile  per  gli Stati membri,  ad  eccezione  di  Danimarca, Irlanda e Regno Unito.  
Per  quanto riguarda  la  Svizzera, ne va, però, tenuto conto nei seguenti casi: (i) il  de  cuius era 
cittadino svizzero e aveva  la  sua ultima residenza abituale  in  uno degli stati membri dell'UE;  (ii)  il  
de  cuius era cittadino  di  uno degli stati membri dell'UE, aveva  la  sua ultima residenza abituale  in  
Svizzera e  ha  scelto, nel testamento, come diritto applicabile alla sua successione quello dello 
stato  del  quale era cittadino;  (iii)  il  de  cuius aveva  la  sua ultima residenza abituale  in  Svizzera e  
ha  lasciato beni  in  uno o più stati membri dell'UE.  
La  mozione  12  dicembre  2014  presentata  dal  consigliere agli Stati  Luc  Recordon incaricava il 
Consiglio federale  di  esaminare  la  possibilità  di  allestire una Convenzione internazionale sulle 
successioni  a  seguito dell'entrata  in  vigore  del  Regolamento.  La  mozione è stata però respinta  dal  
Consiglio nazionale.  
La  modifica della Legge federale sul diritto internazionale privato (LDIP)  in  consultazione si 
prefigge perciò, quale obiettivo, l'armonizzazione  del  diritto internazionale privato  con  il 
Regolamento  per  evitare conflitti  di  competenza positivi  a  seguito  di  dissimilarità, seppur  di  
dettaglio, fra il diritto interno e il diritto europeo. L'avamprogetto presentato inoltre incorpora un 
aggiornamento  delle  disposizioni alla dottrina  dominante  e alla giurisprudenza recente.  

Con  l'avamprogetto si vogliono eliminare alcune incertezze quanto all'attribuzione della 
competenza  in  ambito successorio transfrontaliero. Dalla dottrina viene  data la  possibilità agli 
ereditandi stranieri  di  prorogare il foro e si precisa  la  descrizione dei casi  di  competenza 
sussidiaria  delle  autorità svizzere  (86  cpv.  4; 87  cpv.  1; 88  cpv.  1).  Viene inoltre dato maggiore 
margine  di  manovra all'ereditando attribuendogli  la  possibilità  di  trasferire  la  competenza  in  
un contesto dove determinante è  la  cittadinanza  al  momento della scelta  del  diritto  (86  cpv.  3, 
90  cpv.  3, 95  cpv. 3bis). Viene  data la  possibilità  di  fare salva  la  competenza dello Stato estero  se 
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la  successione è sottoposta  al  diritto svizzero  (87  cpv.  2, 90  cpv.  2, 94  cpv.  2, 95  cpv.  1  e 3bis,  
96  cpv.  1  lett.  c). In  aggiunta si adegua  la  prassi attribuendo maggiore margine  di  manovra quanto 
alla competenza sussidiaria  delle  autorità svizzere  (87  cpv.  1, 88  cpv.  1). Si  conferisce, secondo il 
diritto svizzero, lo statuto  di  esecutore testamentario / amministratore della successione alle  figure  
previste dalla legislazione straniera applicabile  (92  cpv.  2, 96). 
Sono  stati apportati sette adeguamenti  al  diritto applicabile  (90  cpv.  2, 94  cpv.  1-3, 95  cpv.  1, 3  
e 3bi5), ossia:  (1)  anche persone  con  doppia cittadinanza possono scegliere il diritto  di  un proprio 
Stato nazionale estero;  (2) la  scelta  di  un diritto nazionale è valida  se  l'ereditando era cittadino 
dello Stato scelto  al  momento della redazione dell'atto;  (3) per  il testamento è determinante 
l'ultimo domicilio  al  momento della redazione dell'atto;  (4) per  i contratti successori viene  data la  
possibilità  di  scelta  del  diritto applicabile;  (5)  i testamenti reciproci  non  sono più trattati alla stregua  
di  contratti successori, salvo  se  l'accordo è vincolante;  (6) per  i testamenti e i contratti successori 
il diritto applicabile  non  vale  per le  questioni riguardanti  la  legittima,  (7)  mentre il riferimento 
all'ultimo domicilio e alla competenza restano invariati.  

In  definitiva riteniamo il presente avamprogetto  di  modifica opportuno e giustificato,  in  quanto 
permetterà  di  armonizzare parzialmente il diritto internazionale  in  un settore, quello successorio, 
che necessitava  da  tempo  una revisione  del  capitolo  6. Le  norme  del  diritto successorio hanno 
visto  poche  modifiche dalla loro entrata  in  vigore nel  1907  e  non  tengono evidentemente conto dei 
grandi cambiamenti sociali, familiari e soprattutto  di  mobilità  a  livello europeo e internazionale 
avvenuti  da  allora.  Le  modifiche proposte permetteranno  di  facilitare il compito dei tribunali civili 
chiamati  a  decidere sui procedimenti successori e  le  controversie ereditarie ed evitare così 
conflitti  di  competenza o decisioni contraddittorie e rafforzare  la  certezza e  la  sicurezza  del  diritto 
nei cittadini  del  nostro Paese. Esprimiamo quindi  la  nostra integrale adesione  in  punto  al  
documento sottopostoci, sul quale  non  abbiamo particolari osservazioni, confidando che  la  
prospettata revisione della LDIP si dimostrerà atta  a  raggiungere gli scopi prefissati. 

Vogliate gradire, stimata Consigliera federale, gentili Signore ed egregi Signori, l'espressione 
della nostra stima.  

PER IL  CONSIGLIO  DI  STATO 

Claudio Zali  

 

Copia  per  conoscenza:  
- Direzione  del  Dipartimento  delle  istituzioni (di-dir@ti.ch); 
- Divisione della giustizia (di-dqeti.ch); 
- Segreteria generale  del  Dipartimento  delle  istituzioni (di-sg@ti.ch); 
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterneeti.ch); 
- Pubblicazione  in Internet.  
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Modification de la loi federale sur le droit international prive (successions) 
Procedure de consultation 

Madame la Conseillere federale, 

Le Conseil d'Etat valaisan vous remercie de l'avoir consulte sur la modification de la loi federale 
sur le droit international prive en matiere successorale. 

Au vu de la rnobilite qecqraphique actuelle de la population, nous saluons le but de la modifica­ 
tion de la loi sur le droit international prive (LDIP), a savoir eviter des decisions contradictoires 
en mattere de successions internationales, gräce a l'harmonisation partielle du droit suisse avec 
le reqlernent europeen n°650/2012, entre en vigueur le 16 aout 2012. 

Cette harmonisation represente une opporturiite de minimiser le risque de conflits avec une 
grande partie de l'Europe et d'offrir aux citoyens davantage de securite juridique et de previsibi­ 
lite dans le deroulernent de leur succession. 

Nous relevons eqalernent l'ambition du projet, soit une revision ne se limitant pas uniquement a 
la coordination avec le reqlernent europeen, mais visant eqalement a apporter les modifications 
cornplernentaires et clarifications ressortant de la jurisprudence et de la doctrine des 29 der­ 
nieres annees depuis l'entree en vigueur de la LDIP. 

Nous constatons que la revision proposee de la LDIP maintient la notion du domicile comme 
entere de competence des autorites, alors que le reqlernent europeen parle de residence 
habituelle. Ce manque de consensus autour d'une seule notion peut representer un risque, si 
ces deux lieux devaient etre differents l'un de l'autre, lors d'un reqlernent successoral. 

S'agissant de la possibilite d'offrir aux ressortissants etranqers la possibilite d'une prorogation de 
for en faveur des autorites de leur Etat national, il peut paraitre en effet indique qu'ils aient la 
rnerne autonomie privee que les citoyens suisses mais nous nous questionnons quant au fait 
que, dans certains cas - comme mentionne dans le rapport explicatif - "cela leur permettra o'etu­ 
der des dispositions imperatives du droit successoral suisse". 

Nous regrettons que la scission de la succession soit exarninee dans le cadre de la revision 
actuelle du droit successoral dans le code civil et n'ait pas pu faire l'objet d'un examen plus ap­ 
profondi dans le cadre de la presente procedure de consultation. 
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Enfin, nous nous demandons s'il n'aurait pas fallu adopter une conception plus etendue dans le 

cadre du projet leqislatif soumis, a savoir exiger un lien entre prorogation de for et election de 
droit, impliquant pour la Suisse de veiller a la conjonction du jus et du forum. 

Le Conseil d'Etat du canton du Valais vous prie de croire, Madame la Conseillere federale, a 
l'assurance de sa haute consideration. 

Au nom du Conseil d'Etat 

Le chancelier 
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